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So gesehen So sieht es     Jürgen Tomicek   

Zur Debatte um den Krieg Is-
raels gegen die terroristische 
Hamas meint die 

Ausgerechnet Felix Klein, der 
Antisemitismusbeauftragte 
der deutschen Bundesregie-
rung, hat am Wochenende 
eine sowieso schon aufgeregte 
Diskussion über Israels Krieg 
im Gazastreifen noch weiter 
angeheizt. Kleins Vorstoß, den 
Begriff der „Staatsräson“ im 
Verhältnis zu Israel neu zu dis-
kutieren, hat eine Debatte aus-
gelöst, die weit über die gängi-
gen Worthülsen und Lippen-
bekenntnisse deutscher 
Staatsvertreter hinausreicht. 
Die Debatte um die Staatsrä-
son in Bezug auf Israel ist im 
Grunde eine zutiefst inner-

deutsche Diskussion: Kann 
die deutsche Außenpolitik 
den schwierigen Balanceakt 
zwischen Anerkennung des 
Existenzrechts, Solidarität 
und Kritik schaffen? Und vor 
allem: Wird die deutsche De-
batte in der Lage sein, die Dis-
kussion  nicht hin zu einer Ent-
schuldung der eigenen Ver-
gangenheit entgleiten zu las-
sen? Die unerhörten Versuche, 
das israelische Vorgehen  mit 
dem Holocaust zu verglei-
chen, sind längst präsent. Ge-
rade in diesem Punkt hätten 
Felix Klein und die demokrati-
schen Parteien die Aufgabe, 
berechtigte Kritik an Israel 
nicht in antisemitische Stereo-
type abgleiten zu lassen. Und 
immer wieder deutlich zu ma-
chen, wo der Unterschied ist 
zwischen einer Regierung und 
einem Volk als Ganzem.

Kommentare anderer Zeitungen

Ohne Reichweitenbeschränkung Zeichnung: Jürgen Tomicek

Zitate des Tages

Im Gegenteil, diese Staatsräson 
würde erfordern, Israel von seinem 

Irrweg abzubringen.

Norbert Walter-Borjans,
früherer SPD-Parteichef, 

und Juso-Chef Philipp Türmer fordern im „Tagesspiegel“ wegen 

des Vorgehens Israels im Gazastreifen  einen Stopp der 

­Rüstungsexporte in das Land. 
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auf: Politiker sollten vermeiden, 
antisemitische Narrative zu bedienen, die 
Judenhass mit Verweis auf Israels Kriegs-
führung relativieren.
Josef Schuster, 
Präsident des Zentralrats der Juden, warnt vor zu harscher Kritik 

am Gazakrieg und nachlassender  Unterstützung für Israel.

„

Sommer-Zeit

Rom wurde nicht an einem Tag erbaut, 
weiß das Sprichwort. Tatsächlich 

brauchte der Stadtgründer Romulus im 
denkwürdigen Jahr 753 v. Chr. nur wenige 
Stunden, um auf dem Palatin, einem der 
sieben Hügel, die Ewige Stadt zu gründen. 
Er nahm den Pflug und zog eine Furche 
um das Gebiet, auf dem er die neue Sied-
lung errichten wollte. Das war die erste 
Stadtmauer: eine symbolische und sak-
ralrechtliche Grenze.

Dumm nur, dass Romulus’ Zwillings-
bruder Remus Anlauf nahm und mit 
einem kräftigen Satz über die Furche 
sprang. Romulus geriet darüber so in 
Wut, dass er Remus kurzerhand erschlug. 
Ein Brudermord verbindet sich seitdem 
mit dem Gründungsakt des Caput Mundi.

Von Legenden umrankt

Diese Geschichte hat rein gar nichts 
mit der wirklichen Stadtwerdung zu tun, 
die Archäologen inzwischen relativ genau 
rekonstruieren können. Die Römer selbst 
wussten kaum etwas über die Anfänge 
ihrer Stadt. Deshalb erzählten sie sich Ge-
schichten und malten sie farbenprächtig 
aus. Die Urgeschichte der Tibermetropole 
ist von Legenden umrankt, weil sonst am 
Anfang eine Leerstelle stehen würde. Ein 
solches Vakuum hält keine Gesellschaft 
aus. Wie alle wollten auch die Römer auf 
die  entscheidende Identitätsfrage eine 
Antwort haben: „Woher kommen wir?“

Die Geschichte von Romulus und Re-
mus ist, weil er diese Frage beantwortet, 
ein klassischer Mythos. Für Historiker 
sind Mythen nicht deshalb interessant, 
weil sie das berühmte Körnchen Wahrheit 

Erinnerungskultur 
ist zäh

Michael Sommer über 
Mythenbildung und 
deren Rezeption

enthalten können, sondern weil sie etwas 
über diejenigen verraten, die sie erzählen. 
Der Romulus-Mythos bezieht seinen Sinn 
aus den Parteienkämpfen und Bürger-
kriegen der späten Republik, der Zeit Cice-
ros und Caesars. Wenn Römer auf Römer 
losgehen, ist es dann nicht logisch, dass 
ihre Geschichte mit einem Brudermord 
begann?

Europäische Nationalbewegungen

Wer glaubt, Mythen hätten sich mit der 
Antike erledigt, ist schief gewickelt. Alle 
europäischen Nationalbewegungen ha-
ben Mythen gepflegt, um den Ursprung 
der eigenen Nation in eine möglichst fer-
ne Vergangenheit projizieren zu können. 
Im Deutschland der Napoleonischen 
Kriege und des Vormärz hatte der Armi-
nius-Mythos Konjunktur, denn der Che-
rusker war mit seinem Kampf gegen die 
Römer das Symbol für Freiheit und Einig-
keit. Aus Arminius wurde „Herrmann der 

Deutsche“. Nach 1871 verlor diese Erzäh-
lung schnell an Bedeutung und wurde 
durch den Bismarck-Mythos ersetzt.

„Vergangenheit wird nicht um ihrer 
selbst willen erinnert“, schreibt der Ägyp-
tologe Jan Assmann. Der Satz rührt un-
mittelbar an das Selbstverständnis der 
historischen Zunft. Die Geschichtswissen-
schaft hat sich die Dekonstruktion von 
Mythen auf ihre Fahnen geschrieben, 
doch sie geht selbst immer wieder unhei-
lige Allianzen mit Mythenmachern ein. 
Das war im 19. Jahrhundert so, und das ist 
heute nicht anders. In Deutschland ge-
winnt die Allianz zwischen dem Mythos 
und Klio, der Muse der Geschichte, Ge-
stalt in der sogenannten Erinnerungskul-

tur. Projektionsfläche dieser Kultur ist 
überwiegend die Zeit des Nationalsozia-
lismus, aber Wirkung soll sie im Hier und 
Jetzt erzielen. Geschichte wird benutzt, 
um zu erziehen.

Ein moderner Mythos, der in diesem 
Monat wieder zu besichtigen war, ist der 
von der „Befreiung Deutschlands“ durch 
die Alliierten 1945. Der Mythos, den der 
damalige Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker in seiner Rede zum 8. Mai 
1985 fast im Alleingang begründet hat, 
hält einer historischen Überprüfung 
kaum stand. Die Alliierten kamen nicht, 
um Deutschland zu befreien. Churchill 
wollte den Sieg „zu jedem Preis, trotz aller 
Schrecken, wie lange und hart der Weg 
auch sein mag“, Stalin ein sowjetisches 
Imperium.

Illusion und Zynismus

Wenn Deutsche den 8. Mai als Tag der 
Befreiung feiern, dann geben sie sich der 

Illusion hin, dass ihr Land von den 
Nationalsozialisten besetzt wurde, so 
wie Polen und die Tschechoslowakei. 
Doch nicht einmal diese Länder wur-
den 1945 befreit, sie wechselten nur 
die Unterdrücker. Die meisten Deut-
schen, von den wenigen Regimegeg-
nern abgesehen, erlebten den Mai 
1945 als Zusammenbruch. Und selbst 

von den mutigen Oppositionellen wan-
derten manche nach der „Befreiung“ wie-
der hinter die Mauern der von den Sow-
jets weiterbetriebenen Konzentrationsla-
ger. Geradezu zynisch ist der Befreiungs-
Mythos, wenn man ihn aus der Perspekti-
ve der von sowjetischen Soldaten verge-
waltigten deutschen Frauen betrachtet.

Jeder Mythos bezieht seinen Sinn aus 
der Gegenwart derjenigen, die ihn erzäh-
len. Die Gegenwart, in der sich die Deut-
schen und ihre Kriegsgegner von einst al-
le schrecklich liebhaben, ist vorbei. Erin-
nerungskultur ist zäh. Trotzdem dürfte 
auch der Mythos von der Befreiung frü-
her oder später zu den Akten gelegt wer-
den.

Autor  ist Michael Sommer. Er ist Professor für Al-

te Geschichte an der  Uni Oldenburg und Vorsit-

zender des Philosophischen Fakultätentages, 

der Interessensvertretung der geistes- und so-

zialwissenschaftlichen Fächerin Deutschland.
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Verlängerte „Mietpreisbremse“

Fatale 
Manipulation
Von Alexander Will

Die Bundesregierung unter CDU-Führung begeht den ers-
ten großen Sündenfall: Sie verlängert die „Mietpreis-

bremse“. Das ist die Fortschreibung von Elementen einer 
Kommandowirtschaft. Es schadet dem Wohnungsmarkt und 
bewirkt das Gegenteil dessen, was die Regierung erreichen 
will – mehr Angebot und niedrigere Preise. 

Freie Preisbildung ist das A und O der Marktwirtschaft. 
Preise sind Signale, nach denen sich Wirtschaftssubjekte 
orientieren. Politische Preise, wie sie auf dem Wohnungs-
markt seit einigen Jahren etabliert werden, sind gestörte Sig-
nale und wirken Marktgleichgewichten entgegen. Klartext: 
Wenn die Politik Preise manipuliert, hat sie noch immer die 
Lage zum Schlechteren gedreht. 

Hohe Preise signalisieren Knappheit eines Gutes, hier von 
Mietwohnungen. Im Normalfall würde der Markt reagieren, 
indem das Angebot ausgeweitet wird. Reguliert der Staat die 
Preise nach unten, passiert das Gegenteil: Das Angebot ver-
knappt sich weiter, oder wandert in Schwarz-Märkte ab. 

Deswegen hat so etwas auch 
noch nie funktioniert. 1936 ver-
hängten die Nazis eine Miet-
preisbremse. Die DDR ließ diese 
unangetastet. Weil die Preise bis 
1989 auf dem Niveau der 30er 

Jahre blieben, verslumte das Land regelrecht, und es herrsch-
te Wohnungsmangel. In Argentinien führten Preisregulierun-
gen und „Mieterschutzgesetze“ dazu, dass Wohnungen gar 
nicht mehr zu bekommen waren. Der Markt brach einfach 
komplett zusammen.

Auch ein moralisches Argument kann nicht außen vor 
bleiben: Preisdiktate des Staates sind Enteignung durch die 
Hintertür. Eigentum, das man nicht nutzen kann, ist de facto 
keins. In Deutschland trifft die CDU-geführte Regierung da-
mit vor allem Kleinvermieter: 60 Prozent aller Mietwohnun-
gen gehören Menschen, die damit unter anderem Altersvor-
sorge betrieben haben – und damit genau das taten, was 
noch jede CDU-Regierung ihnen seit Helmut Kohl nahegelegt 
hatte. 

Wie es anders geht, zeigt nun ausgerechnet Argentinien. 
Dort gab Präsident Javier Milei den Markt frei – und inner-
halb kürzester Zeit fielen die Mieten um 40 Prozent, das An-
gebot an Mietwohnungen erhöhte sich um 170 Prozent. Da-
neben beseitigte Milei Regulierungen, die Bauen teuer und 
Investitionen in Wohnungen unrentabel machten. Von Ar-
gentinien lernen, heißt also, siegen lernen. Von der DDR ler-
nen, heißt dagegen, die Lage noch zu verschärfen.   
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